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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 21. Mai 1965 über den 
Handelsverkehr und die technische Zusammenarbeit zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den Mitglied- 
staaten einerseits und der Libanesischen Republik andererseits 

— Drucksache V/1019 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Staratzke 


Der obengenannte Gesetzentwurf wurde in der 
67. Sitzung des Bundestages am 26. Oktober 1966 
dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
federführend und dem Ausschuß für Entwicklungs- 
hilfe sowie dem Auswärtigen Ausschuß zur Mitbe- 
ratung überwiesen. 

Das Abkommen vom 21. Mai 1965 bedarf nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 (2. Alternative) GG der 
Ratifikation, da es sich auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung bezieht, die von der Kompetenz der 
Gemeinschaft zum Abschluß von Verträgen nicht ge- 
deckt werden. Eine Ratifikation durch Italien und 
Frankreich ist nicht erforderlich, weil schon zwei- 
seitige Abmachungen über den Vertragsgegenstand 
bestehen. Die Niederlande haben bereits ratifiziert. 
Die Ratifikation durch Belgien und Luxemburg steht 
noch aus. 

Auch der Libanon hat noch nicht ratifiziert. Die 
Ratifikation erfolgt, sobald die Verfahren in den 
EWG-Ländern abgeschlossen sind. 

Es handelt sich um das dritte Handelsabkommen, 
das die Gemeinschaft mit einem Drittland geschlos- 
sen hat (neben Iran und Israel). 

In Artikel 1 verpflichten sich die vertragschließen- 
den Parteien, bei der Ein- und Ausfuhr von Waren 
sich gegenseitig die Meistbegünstigung zu gewäh- 
ren. Artikel 2 regelt den Umfang der Meistbegünsti- 
gung für Zölle und Belastungen, die auf Ein- oder 
Ausfuhren erhoben werden. Die Ausnahmen hierzu 
sind in Artikel 3 festgelegt. 


Laut Artikel 4 wird ein gemischter Ausschuß ein- 
gesetzt, der die ordnungsgemäße Durchführung der 
Handelsbestimmungen überwachen und die Entwick- 
lung des Handelsverkehrs prüfen soll. Der Ausschuß 
kann geeignete Mittel für eine Förderung des Han- 
delsverkehrs vorschlagen. Er soll einmal jährlich 
zusammentreten. 

Die Artikel 5 bis 8 regeln die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Technischen Hilfe. Die Technische 
Hilfe wird weiterhin bilateral gewährt, jedoch sollen 
die Maßnahmen der Mitgliedstaaten koordiniert 
werden, um ein möglichst hohes Maß an Wirksam- 
keit zu erreichen. Auch hier ist eine Gemischte 
Gruppe, bestehend aus Vertretern der Mitgliedstaa- 
ten aus dem Libanon, eingesetzt worden, die jähr- 
lich mindestens einmal zusammentreten soll. Die 
ersten Sitzungen haßen bereits stattgefunden. 

Auch unter außenpolitischen Gesichtspunkten ist 
das Abkommen der EWG mit dem Libanon zu be- 
grüßen. Nachdem die Gemeinschaft im Jahre 1964 
ein Handelsabkommen mit Israel abgeschlossen hat, 
dokumentiert sie nunmehr mit dem Libanon-Ab- 
kommen, daß ihr an freundschaftlichen Beziehungen 
auch zu den übrigen Ländern des Nahen Ostens ge- 
legen ist. 

Die deutschen Belange sind voll gewahrt. Das 
einen Bestandteil des Abkommens bildende Proto- 
koll Nr. 1, in dem die Ausnahmen von der Gewäh- 
rung der Meistbegünstigungen erläutert werden, ent- 
hält die klare Feststellung, daß die gegenwärtigen 
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Regelungen für den innerdeutschen Handel unbe- 
rührt bleiben. Die Geltung für das Land Berlin wurde 
durch die Überreichung eines die Berlin-Klausel ent- 
haltenden Briefes an die Vertreter der übrigen Ver- 
tragsparteien bei Unterzeichnung des Abkommens 
sichergestellt. 

Dem Kabinettsbeschluß vom 20. Mai 1965 über die 
Gewährung oder Einstellung von Entwicklungshilfe 
gegenüber denjenigen arabischen Staaten, die die 
diplomatischen Beziehungen zur Bundesrepublik 
Deutschland eingestellt haben, wird in der Weise 
Rechnung getragen, daß deutscherseits die laufen- 
den Projekte der Technischen Hilfe im Libanon wei- 
tergeführt, neue aber nicht in Angriff genommen 
werden. 


Bonn, den 7. Dezember 1966 


Dr. Staratzke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/ 1019 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 7. Dezember 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Dr. Staratzke 

Vorsitzender Berichterstatter 



